
 

  

S 1 RJ 38/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 RJ 38/00
Datum 30.03.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 239/01
Datum 11.09.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Augsburg vom
30.03.2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Regelaltersrente an den
KlÃ¤ger aus der deutschen Versicherung unter Anrechnung einer erstatteten
Beitragszeit bzw. RÃ¼ckzahlung erstatteter BeitrÃ¤ge.

Der 1936 geborene KlÃ¤ger ist marokkanischer StaatsangehÃ¶riger und in Marokko
wohnhaft.

Er beantragte mit Schreiben vom 17.05.1999 Altersrente und trug vor, dass er die
erstatteten BeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 22.000,- DM zurÃ¼ckzahlen mÃ¶chte, da seine
Gattin mit der damaligen Beitragserstattung bis heute nicht einverstanden sei. Er
habe damals die Entscheidung getroffen, weil er gezwungen war, in die Heimat
zurÃ¼ckzukehren, um Familienprobleme zu lÃ¶sen, und habe sich nicht beraten
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lassen. Er bitte deshalb um Mitteilung, was er zur VervollstÃ¤ndigung seines
Antrags auf Altersrente unternehmen mÃ¼sse.

Die LVA Hessen hatte mit Bescheid vom 09.03.1981 die BeitrÃ¤ge in HÃ¶he von
27.603,- DM erstattet und an die DÃ¼sseldorfer Volksbank eG ausbezahlt. Die
Aufrechnungsbescheinigungen und Versicherungskarten wurden entsprechend
gekennzeichnet. Der Antrag auf Beitragserstattung vom 18.09.1980 war vom
KlÃ¤ger unterzeichnet. AuÃ�erdem hatte der KlÃ¤ger den Darlehensantrag
gegenÃ¼ber der DÃ¼sseldorfer Volksbank, die Abtretungsanzeige sowie
Vollmachten unterzeichnet. Weiter unterzeichnete er eine ErklÃ¤rung, darÃ¼ber
belehrt worden zu sein, dass durch die Erstattung der BeitrÃ¤ge weitere
AnsprÃ¼che aus den bisher in der gesetzlichen Rentenversicherung
zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten sowie das Recht zur freiwilligen
Weiterversicherung ausgeschlossen werden sowie dass eine RÃ¼cknahme des
Erstattungsantrags vom Zugang des Erstattungsbetrages an, spÃ¤testens jedoch
einen Monat nach Zustellung des Erstattungsbescheides, nicht mehr mÃ¶glich ist.
Mit Schreiben vom 19.03.1981 hatte die LVA Hessen dem KlÃ¤ger mitgeteilt, dass
aufgrund der vorliegenden Vollmacht und der AbtretungserklÃ¤rung an die
DÃ¼sseldorfer Volksbank der Erstattungsbescheid zugestellt und der
Erstattungsbetrag ausgezahlt wurde.

Mit streitigem Bescheid vom 21.07.1999 lehnte die Beklagte den Antrag vom
02.06.1999 auf GewÃ¤hrung einer Regelaltersrente ab, da die zur deutschen
Versicherung entrichteten BeitrÃ¤ge von der LVA Hessen mit Bescheid vom
09.03.1981 erstattet wurden und eine Wiedereinzahlung der erstatteten BeitrÃ¤ge
nicht mÃ¶glich sei. Der Bescheid wurde dem KlÃ¤ger am 28.07.1999 zugestellt.

Mit Schreiben vom 05.08.1999 erhob der KlÃ¤ger Widerspruch. Er sei mit der
Entscheidung nicht einverstanden, da ein neues Gesetz in Kraft getreten sei, das die
Einzahlung von erstatteten BeitrÃ¤gen erlaube, um das Versicherungskonto
abzudecken.

Den Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 19.11.1999
zurÃ¼ck mit der BegrÃ¼ndung, der WiderspruchsfÃ¼hrer habe keinen Anspruch
auf Regelaltersrente, da mit der erfolgten Beitragserstattung das
VersicherungverhÃ¤ltnis aufgelÃ¶st sei und keine AnsprÃ¼che aus den bis zur
Erstattung zurÃ¼ckgelegten rentenrechtlichen Zeiten mehr bestÃ¼nden. Eine
Wiedereinzahlung der erstatteten BeitrÃ¤ge kÃ¶nne nicht zugelassen werden, da es
hierfÃ¼r an einer gesetzlichen Grundlage fehle.

Der Widerspruchsbescheid wurde am 26.11.1999 zugestellt.

Mit Schreiben vom 18.01.2000 erhoben der KlÃ¤ger und seine Ehefrau Klage und
beantragten, den Widerspruchsbescheid der LVA Schwaben zurÃ¼ckzuweisen. Wie
sie bereits mitgeteilt hÃ¤tten, wÃ¼rden die BeitrÃ¤ge wieder an die Kasse der LVA
Schwaben zurÃ¼ckgezahlt, da der Ehemann im nÃ¤chsten Jahr das 65. Lebensjahr
erreichen werde.
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Das Sozialgericht belehrte den KlÃ¤ger im Schreiben vom 08.12. 2000 Ã¼ber die
mangelnde Erfolgsaussicht und teilte mit, es beabsichtige einen Gerichtsbescheid
zu erlassen. Mit Gerichtsbescheid vom 30.03.2001 wies es die Klage ab. Der
KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf Altersrente nach Â§ 35 SGB VI, da er aufgrund
der Beitragserstattung keine Versicherungszeiten in Deutschland zurÃ¼ckgelegt
habe. Ihm sei die HÃ¤lfte der von Januar 1963 bis September 1980 geleisteten
PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Rentenversicherung erstattet worden, also der von
ihm einbezahlte Teil der BeitrÃ¤ge. Dieser Erstattungsbescheid sei rechtskrÃ¤ftig
geworden. Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts fÃ¼hre
die Beitragserstattung zu einer rÃ¼ckwirkenden AuflÃ¶sung des
VersicherungsverhÃ¤ltnisses in seiner Gesamtheit und damit zum Verlust der
Rechte aus sÃ¤mtlichen vor der Erstattung zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten.
Die Erstattung sei nach den damals gÃ¼ltigen Vorschriften zu Recht erfolgt, auch
das neue SGB VI sehe in Â§ 210 Abs.6 SGB VI eine entsprechende Regelung vor.
Rechtlich ohne Bedeutung sei auch das fehlende EinverstÃ¤ndnis seiner Ehefrau.
Das Gesetz kenne keinen Anspruch auf RÃ¼ckerstattung der BeitrÃ¤ge. Diese sei
auch nicht im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs mÃ¶glich, denn im
Falle des KlÃ¤gers habe die Beklagte keinen Beratungs- oder Auskunftsfehler
gemacht. SchlieÃ�lich habe er selbst vorgetragen, er habe sich nicht Ã¼ber die
Folgen des Antrags beraten lassen. Im Bescheid vom 9. MÃ¤rz 1981 sei
ausdrÃ¼cklich auf die Rechtsfolgen hingewiesen worden.

Mit Schreiben vom 12.04.2001 legte der KlÃ¤ger Berufung gegen den am
12.04.2001 zugestellten Gerichtsbescheid ein.

Bei seiner RÃ¼ckkehr nach Marokko wegen gesundheitlicher UmstÃ¤nde sei ihm
gesagt worden, er kÃ¶nne als FÃ¶rderung fÃ¼r seine RÃ¼ckkehr nach Marokko
eine Abfindung erhalten, wenn er eine BereitschaftserklÃ¤rung unterzeichne. Er
kÃ¶nne weder lesen noch in irgendeiner Sprache schreiben. Niemand habe ihn
damals aufgeklÃ¤rt, dass mit dieser einmaligen Auszahlung alle Rechte
gegenÃ¼ber Ã¶ffentlichen VersicherungstrÃ¤gern endgÃ¼ltig ausgelÃ¶scht seien.
Es sei in keinem europÃ¤ischen Land zulÃ¤ssig, dass nach mehr als 20 Jahren
BeschÃ¤ftigungszeit nur ein Prozentsatz von 7, 8 oder 9 % der gesamten
entrichteten RentenbeitrÃ¤ge ausbezahlt wÃ¼rde. Er bitte, ihm die MÃ¶glichkeit
einzurÃ¤umen, die BeitrÃ¤ge zurÃ¼ckzuerstatten.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des SG Augsburg vom 30.03.2001 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 21.07. 1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
19.11.1999 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, die RÃ¼ckzahlung der
erstatteten BeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 27.603,- DM zuzulassen und ihm Altersrente
nach Â§ 35 SGB VI ab Vollendung des 65. Lebensjahres zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie hÃ¤lt den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Augsburg fÃ¼r zutreffend.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten der LVA Hessen, der LVA
Schwaben sowie des Sozialgerichts Augsburg und des Bayerischen
Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als
unbegrÃ¼ndet.

Die Beklagte und das Sozialgericht haben den Anspruch des KlÃ¤gers auf
Altersrente zu Recht abgelehnt, denn aufgrund der ausgezahlten BeitrÃ¤ge ist das
VersicherungsverhÃ¤ltnis mit der Beklagten erloschen und eine Einzahlung ist, wie
richtig entschieden wurde, nicht wieder mÃ¶glich. Der Bescheid der Beklagten vom
21.07.1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 19.11.1999 erweist
sich somit ebenso als rechtsmÃ¤Ã�ig wie der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Augsburg vom 30.03. 2001.

Der KlÃ¤ger hat weder einen Anspruch auf Altersrente nach Â§ 35 SGB VI, noch ist
die Beklagte verpflichtet, die erstatteten BeitrÃ¤ge erneut entgegenzunehmen,
noch kann der KlÃ¤ger aus sonstigen GrÃ¼nden den rechtsverbindlichen
Erstattungsbescheid vom 09.03.1981 beseitigen.

Die vom KlÃ¤ger erstrebte Regelaltersrente nach Â§ 35 SGB VI setzt die Vollendung
des 65. Lebensjahres und die ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit von fÃ¼nf
Jahren nach Â§ 50 Abs.1 Ziff.1 SGB VI voraus. Auf die WartezeiterfÃ¼llung werden
nach Â§ 51 Abs.1 SGB VI Beitragszeiten im Sinne von Â§ 55 SGB VI angerechnet.
Beitragszeiten sind Zeiten, fÃ¼r die nach Bundesrecht PflichtbeitrÃ¤ge
(Pflichtbeitragszeiten) oder freiwillige BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind.
Pflichtbeitragszeiten sind auch Zeiten, fÃ¼r die PflichtbeitrÃ¤ge nach besonderen
Vorschriften als gezahlt gelten. Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt keine dieser Voraussetzungen,
da aufgrund der Erstattung der frÃ¼heren Pflichtbeitragszeiten nach Â§ 1303 RVO
das VersicherungsverhÃ¤ltnis aufgelÃ¶st wurde.

Der Erstattungsbescheid vom 09.03.1981 ist gemÃ¤Ã� Â§ 77 SGG verbindlich
geworden, da er vom KlÃ¤ger nicht innerhalb der Monatsfrist angefochten wurde.
Mehr als 10 Jahre nach Erlass des Bescheides kann dieser nicht mehr angefochten
werden.

Der KlÃ¤ger hat zur Sicherung eines Darlehensvertrages bei der DÃ¼sseldorfer
Volksbank eG seinen Beitragserstattungsanspruch abgetreten und zwar in HÃ¶he
des bereits errechneten Erstattungsbetrages von 27.603,- DM. Er hat damals diesen
durchaus Ã¼blichen Weg gewÃ¤hlt, um bereits bei RÃ¼ckkehr, d.h. bei Verlassen
der Bundesrepublik, den noch nicht fÃ¤lligen Erstattungsanspruch ausbezahlt zu
bekommen. Er hat damit seinen Erstattungsanspruch durch die Bank vorfinanzieren
lassen und zur Sicherung dieses Darlehens seine Rechte auf Erstattung

                               4 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/35.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/35.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/50.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/51.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/55.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/1303.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/77.html


 

gegenÃ¼ber der Beklagten abgetreten. Es sind keine Gesichtspunkte erkennbar,
die dieses Verfahren und demzufolge den Erstattungsbescheid als rechtswidrig oder
ungÃ¼ltig erscheinen lassen. Der KlÃ¤ger hat die erstattete Summe, wie sich aus
seinem eigenen Vortrag ergibt, tatsÃ¤chlich erhalten und ist in sein Heimatland
zurÃ¼ckgekehrt. Die Erstattung der BeitrÃ¤ge durch die LVA Hessen begegnet auch
sonst keinerlei Bedenken, denn sie wurde vom KlÃ¤ger selbst beantragt, und bei
Antragstellung wurde er darauf hingewiesen, dass eine RÃ¼cknahme des
Erstattungsantrages vom Zugang des Erstattungsbetrages an nur fÃ¼r einen Monat
nach Zustellung des Erstattungsbescheides mÃ¶glich ist. Im Darlehensantrag hat
die DÃ¼sseldorfer Volksbank auf verschiedene ModalitÃ¤ten der
Darlehensabwicklung und der Erstattung der RentenbeitrÃ¤ge hingewiesen. Der
KlÃ¤ger bestÃ¤tigte durch seine Unterschrift auch, dass er den Inhalt des Vertrages
zur Kenntnis genommen und die Ã�bersetzung des vorliegenden Vertrages in seiner
Landessprache einsehen konnte. DarÃ¼ber wurde er im Darlehensvertrag auch in
franzÃ¶sischer Sprache belehrt. Dieser Darlehensantrag ist vom KlÃ¤ger
unterschrieben worden. DarÃ¼ber hinaus hat ihn die LVA Hessen mit dem
Schreiben vom 19.03.1981 darÃ¼ber aufgeklÃ¤rt, dass aufgrund der Vollmacht und
AbtretungserklÃ¤rung der Erstattungsbescheid an die DÃ¼sseldorfer Volksbank
abgesandt und der Erstattungsbetrag in HÃ¶he von DM 27.603,- Ã¼berwiesen
wurde. Der Vortrag des KlÃ¤gers, ihm seien nur 9 % der BeitrÃ¤ge erstattet worden,
lÃ¤sst den RÃ¼ckschluss zu, dass der KlÃ¤ger die Beitragserstattungsberechnung
in HÃ¤nden hÃ¤lt. Er irrt allerdings, soweit er annimmt, dass nur 7 bis 9 % der
BeitrÃ¤ge erstattet wurden. Die Berechnung beweist vielmehr das
sozialversicherungspflichtige Einkommen, aus dem sich jeweils der Beitrag in
HÃ¶he von 7 bis 9 % bzw. 11,75 % in der Zeit von Januar 1962 bis September 1980
errechnet hat. Die BeitrÃ¤ge zur deutschen gesetzlichen Rentenversicherung
berechnen sich aus einem wechselnden Prozentsatz vom maÃ�geblichen
Arbeitsentgelt, wobei der Versicherte und der Arbeitgeber diesen Beitrag zu
entrichten haben. Erstattet wurde und wird nach Â§ 1303 RVO bzw. 210 SGB VI der
Beitrag in der HÃ¶he, wie ihn der Versicherte getragen hat (Â§ 210 Abs.3 Satz 1
SGB VI). Die vorgenommene Berechnung durch die LVA Hessen begegnet somit
keinerlei rechtlichen Bedenken und entspricht sowohl der Gesetzeslage als auch der
HÃ¶he der vom KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich bezahlten RentenversicherungsbeitrÃ¤ge.

Der KlÃ¤ger kann aber auch kein neues VersicherungsverhÃ¤ltnis begrÃ¼nden.
Insbesondere kann er die erstatteten BeitrÃ¤ge nicht erneut einbezahlen. Nach den
zur Zeit der Erstattung geltenden Bestimmungen, insbesondere Â§ 1303 Abs.7 RVO,
schlieÃ�t die Erstattung weitere AnsprÃ¼che aus den bisher zurÃ¼ckgelegten
Versicherungszeiten und das Recht zur freiwilligen Weiterversicherung aus. Damit
wurde durch die rechtsverbindlich durchgefÃ¼hrte Erstattung das
VersicherungverhÃ¤ltnis zwischen dem KlÃ¤ger und der LVA Hessen aufgelÃ¶st.
Durch die Erstattung waren die erfassten Beitragszeiten, die bis zum Zeitpunkt der
Beitragserstattung zurÃ¼ckgelegt waren, verfallen. Da der KlÃ¤ger nicht geltend
macht, Ã¼ber diese erstatteten BeitrÃ¤ge hinaus weitere BeitrÃ¤ge oder
anrechnungsfÃ¤hige Zeiten zurÃ¼ckgelegt zu haben, besteht weiterhin kein
VersicherungverhÃ¤ltnis zur Beklagten oder einem anderen deutschen
RentenversicherungstrÃ¤ger. Es sind keinerlei Zeiten erkennbar, die eine
NeubegrÃ¼ndung des VersicherungsverhÃ¤ltnisses ermÃ¶glichten (vgl. KassKomm
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GÃ¼rtner Â§ 210 SGB VI Anm.28, 29). Er kann auch nicht, wie von ihm
gewÃ¼nscht, die BeitrÃ¤ge erneut einbezahlen.

Die Beitragszahlung in der deutschen Rentenversicherung ist abhÃ¤ngig von der
Versicherungspflicht im Sinne von Â§ 1 bis 4 SGB VI und ist entweder an ein
ArbeitsverhÃ¤ltnis oder eine selbstÃ¤ndige versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung,
z.B. als Handwerker, oder Zeiten der Kindererziehung oder der Pflege sowie des
Bezugs von Krankengeld oder Arbeitslosengeld geknÃ¼pft. Auch auf Antrag sind
versicherungspflichtig nur Personen, die entweder frÃ¼her versicherungspflichtig
waren und die weitere Versicherungspflicht wÃ¤hrend ihrer selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit oder der Zeiten des Anspruchs auf Sozialleistungen beantragen oder die
als EG-BÃ¼rger pflichtversichert oder freiwillig versichert sind und bereits die
allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Zur freiwilligen Versicherung sind nur Personen berechtigt, die entweder ihren
Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt (Â§ 30 SGB 1) im Geltungsbereich des
SGB haben oder die aufgrund von zwischenstaatlichem oder Ã¼berstaatlichem
Recht bezÃ¼glich der Berechtigung zur freiwilligen Versicherung gleichgestellt sind
(GÃ¼rtner KassKomm Â§ 7 SGB VI Anm.3). Das deutsch-marokkanische
Sozialversicherungsabkommen sieht die MÃ¶glichkeit zur freiwilligen
Beitragsentrichtung in der deutschen Rentenversicherung nicht vor.

Es gibt auch keinen anderen rechtlichen Gesichtspunkt zur Beseitigung der
Beitragserstattung oder Nachzahlung der erstatteten BeitrÃ¤ge, insbesondere nicht
im Wege des sogenannten sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs. Dieser ist, wie
auch das SG ausfÃ¼hrt, von einer Verletzung einer Auskunfts- oder
Beratungspflicht der Beklagten abhÃ¤ngig. Nun trÃ¤gt der KlÃ¤ger selbst nicht vor,
dass er sich vor Stellung des Erstattungsantrags hat beraten lassen. Es ist aber
allgemein anerkannt, dass die VersicherungstrÃ¤ger nicht ohne jeglichen Anlass zur
Beratung ihrer Versicherten aufgerufen sind. Das heiÃ�t, der KlÃ¤ger hÃ¤tte sich
vor Stellung des Beitragserstattungsantrags an die Beklagte mit einem Beratungs-
oder Auskunftsersuchen wenden mÃ¼ssen, um hier eine Beratungspflicht der
Beklagten zu begrÃ¼nden. Im Ã�brigen ist auch im Antrag klar und deutlich
formuliert, wie die Rechtsfolgen der Beitragserstattung sind. Soweit sich der
KlÃ¤ger hier auf fehlende Lese- und Schreibkenntnisse sowie fehlende
Sprachkenntnisse beruft, ist ihm entgegenzuhalten, dass er dann dafÃ¼r hÃ¤tte
Sorge tragen mÃ¼ssen, dass ihm entsprechende Ã�bersetzungshilfen zur
VerfÃ¼gung stehen. Die LVA Hessen, die bei Antragstellung keinerlei Hinweise auf
einen etwa entgegenstehenden Willen des KlÃ¤gers oder fehlende Kenntnisse
Ã¼ber die Rechtsfolgen haben konnte, musste von sich aus weder Ã�bersetzungen
noch Beratungs- und AuskunftsbemÃ¼hungen unternehmen. Im Ã�brigen hat die
Bank im Darlehensantrag auf eine zur VerfÃ¼gung stehende fremdsprachliche
Ausfertigung des Vertrags Bezug genommen, der KlÃ¤ger hat auch unterschrieben,
davon Kenntnis zu haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Ziff.1 und 2 SGG die Revision zuzulassen, sind
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nicht ersichtlich.

Erstellt am: 05.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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